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Aktuelle Beiträge 

zum Architekten-, privaten Bau-, und Vergabe-

recht 

 
 

 

 

 

Architektenrecht 
 
 

Sicherheit gemäß § 650 StGB – 

Verjährung 
BGH, Urteil vom 21.11.2024 – VII ZR 

245/23 

 

 

Die Verjährung des Anspruchs auf 

Bauhandwerkersicherung nach § 

650 Absatz 1 S. 1 BGB (vormals § 

648a Abs. 1 S. 1 BGB a.F.) beginnt 

nur in der jeweils geforderten  

Sicherheitshöhe taggenau mit  

Geltendmachung zu laufen, nicht 

jedoch einheitlich auch für die  

Sicherung der übrigen vereinbar-

ten und noch nicht gezahlten  

Vergütung. 

 

Im vorliegenden Fall hatte der Planer 

von seinem Auftraggeber erfolglos 

eine Bauhandwerkersicherung von 

1,4 Millionen Euro mit Schreiben 

vom 15.10.2018 gefordert. Mit der 

Schlussrechnungslegung am 

14.06.2021 fordert der Architekt  

wiederum erfolglos eine Sicherheit 

i.H.v. 3,5 Millionen Euro und klagt 

dann am 25.11.2021 eine  

Bauhandwerkersicherung in Höhe 

von insgesamt 4,3 Millionen Euro ein. 

Der Architekt hatte mit seiner Klage 

nur teilweise Erfolg. In Höhe der ers-

ten geforderten Sicherung 

(1.400.000,00) ist dieser Anspruch 

auf Sicherheit verjährt. Die 3-jährige 

Verjährungsfrist des Anspruchs auf 

Stellung einer Bauhandwerkersiche-

rung beginnt taggenau mit dem  

Verlangen des Unternehmers nach  

Sicherheit. Dies ist vorliegend der 

15.10.2018 gewesen. Damit war  

dieser Anspruch spätestens am 

16.10.2021 und somit vor Klageein-

reichung verjährt. 

Für den weitergehenden erst ab 2021 

verfolgten Betrag ist hingegen noch 

keine Verjährung eingetreten. 

Mit dieser Entscheidung wird  

sicherungsberechtigten Unterneh-

mern (d.h. auch Planern)  

Rechtssicherheit gegeben und  

bewahrt beide Vertragsparteien vor 

einer Eskalation durch ein  

Sicherungsverlangen in voller Höhe. 

(Dr. B) 
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Privates Baurecht 
 
 

Zur Abrechnung der Kündigungs-

vergütung 
BGH, Urteil vom 19.12.2024 - VII ZR 130/22 

 

 

Der Kläger macht Architektenhonorar 

aus einem gekündigten Architekten-

vertrag geltend. Die Schlussrechnung 

des Architekten setzt sich zusammen 

aus einem Honorar für erbrachte  

Leistungen in Höhe von  

1.056.341,99 € brutto und einem  

Betrag in Höhe von 32.748,29 € für 

nicht erbrachte Leistungen. Der  

Bauherr hat bis dahin Abschlagszah-

lungen in Höhe von 142.688,83 €  

geleistet. Im Jahr 2017 klagt zunächst 

der Architekt vor dem Landgericht 

Dresden das Honorar für die  

erbrachten Leistungen abzüglich der 

Abschlagszahlungen ein. Als der 

Rechtsstreit vor dem Landgericht 

Dresden noch nicht beendet war, 

klagte der Architekt im Jahr 2021 vor 

dem Landgericht München II das  

Honorar für die nicht erbrachten  

Leistungen ein. Der Auftraggeber 

hielt die Klage für unzulässig.  

 

Der BGH hat die Klage als unzulässig 

abgewiesen. Nach Auffassung des 

BGH ist eine Teilklage auf Vergütung 

nur zulässig, wenn mit ihr ein  

abgrenzbarer Teilbetrag aus dem 

Schlussrechnungssaldo geltend ge-

macht wird. Der Anspruch des  

Unternehmers auf Vergütung nach 

freier Kündigung ist nämlich ein  

einheitlicher Vergütungsanspruch. 

Hat der Unternehmer vor Kündigung 

bereits Abschlags- oder Vorauszah-

lungen erhalten, ist der Vergütungs-

anspruch mit der Schlussrechnung in 

der Weise zu ermitteln, dass von der 

Gesamtvergütung, die sich aus den 

Rechnungsposten für erbrachte und 

gegebenenfalls nicht erbrachte  

Leistungen ergibt, die geleisteten 

Zahlungen abzuziehen sind. Bei der 

Vergütung für die erbrachten und der 

Vergütung für die nicht erbrachten 

Leistungen handelt es sich nicht um 

selbstständige Forderungen oder  

Forderungsteile, sondern um  

unselbstständige Rechnungsposten. 

Dementsprechend können Abschlags- 

und Vorauszahlungen auch nicht auf 

einzelne Leistungspositionen bezo-

gen werden. Eine Teilklage ist dem-

entsprechend nur zulässig, wenn der 

Anspruch teilbar ist. Die isolierte  

Geltendmachung einzelner Rech-

nungsposten eines zu saldierenden 

Vergütungsanspruchs ist nicht  

zulässig. Der sich hieraus ergebende 

Rechnungsbetrag ist abhängig von 

den weiteren Rechnungsposten und 

den abzusetzenden Zahlungen. (SP) 
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Vergaberecht 

 
 

Erhöhte Wertgrenzen für  

Vergaben im nationalen Bereich in 

Bayern 
 

 

Seit 01.01.2025 gelten in Bayern für 

Aufträge unterhalb der EU-Schwel-

lenwerte deutlich erhöhte Wertgren-

zen für staatliche und kommunale 

Auftraggeber sowie für juristische 

Personen des öffentlichen Rechts 

i.S.d. Art. 105 Abs. 2 der Bayerischen 

Haushaltsordnung. Folgende Ände-

rungen fanden diesbezüglich statt:  

 

1. Bayerisches Gesetz über wirt-

schafts- und vergaberechtli-

che Vorschriften (BayWiVG) 

 

Das Bayerische Gesetz über  

wirtschafts- und vergaberechtliche 

Vorschriften (BayWiVG) in der  

Fassung der Bekanntmachung vom 

24. Januar 2005 (GVBl. S. 17), das 

zuletzt durch § 8 des Gesetzes vom 

23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619) 

geändert worden ist, ist nunmehr auch 

vergaberechtlich sehr entscheidend.  

Durch das Zweite Modernisierungs-

gesetz Bayern wurde zum einen das 

Gesetz selbst in „Bayerisches Gesetz 

über wirtschafts- und vergaberechtli-

che Vorschriften (BayWiVG) [statt 

bisher Gesetz über die Zuständigkei-

ten zum Vollzug wirtschaftsrechtli-

cher Vorschriften (ZustWiG)]  

umbenannt, zum anderen wurde der 

Teil 3 „Vergaberechtliche Vorschrif-

ten“ in dieses Gesetz eingeführt.  

Explizit ist hier in Art. 20 –  

Unterschwellenvergaben nunmehr 

festgelegt:  

 

„(1) 1Bei der Vergabe von Liefer-, 

Dienst- oder freiberuflichen  

Leistungen, deren voraussichtlicher 

Auftragswert ohne Umsatzsteuer die 

Schwellenwerte gemäß § 106 des  

Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB) unterschreitet, 

gelten für staatliche und kommunale 

Auftraggeber folgende Wertgrenzen: 

 

1. Ein Direktauftrag ist bis zu 

 einer Wertgrenze von  

 einschließlich 100.000,00 € 

 ohne Umsatzsteuer zulässig; 
 

2. Eine Verhandlungsvergabe 

 und eine Beschränkte  

 Ausschreibung ohne  

 Teilnahmewettbewerb sind 

 bei Aufträgen unterhalb des 

 Schwellenwerts gemäß  

 § 106 GWB zulässig. 

 

2Das Recht eines Auftraggebers, in 

einem Vergabeverfahren höhere als 

die nach Satz 1 maßgeblichen  

Anforderungen zu stellen, bleibt  

unberührt. 

 

(2) 1Bei der Vergabe von Bauleistun-

gen, deren voraussichtlicher  

Auftragswert ohne Umsatzsteuer die 

Schwellenwerte gemäß § 106 GWB 

unterschreitet, gelten für staatliche 

und kommunale Auftraggeber  

folgende Wertgrenzen: 

 

1. Ein Direktauftrag ist bis zu  

 einer Wertgrenze von  

 einschließlich 250.000,00 € 

 ohne Umsatzsteuer zulässig; 
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2. Eine Freihändige Vergabe 

 und eine Beschränkte  

 Ausschreibung ohne 

 Teilnahmewettbewerb sind 

 bis zu einer Wertgrenze 

 von einschließlich 

 1.000.000,00 € ohne Umsatz-

 steuer zulässig. 

 

2Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

 

(3) Aufträge dürfen nicht mit dem Ziel 

aufgespalten werden, eine Über-

schreitung vergaberechtlicher Wert-

grenzen zu vermeiden. 

 

(4) 1Die Abs. 1 bis 3 gelten  

entsprechend für juristische Personen 

des öffentlichen Rechts im Sinne des 

Art. 105 Abs. 2 der Bayerischen 

Haushaltsordnung (BayHO). 2Im  

Übrigen bleibt Art. 105 BayHO unbe-

rührt. 

 

(5) Die Staatsregierung oder das je-

weils zuständige Staatsministerium 

können Näheres durch Verwaltungs-

vorschrift regeln.“ 

 

[Hervorhebungen durch die Unter-

zeichnerin] 

 

Hierdurch werden die bereits seit  

längerer Zeit angekündigten  

Bayerischen Wertgrenzen deutlich  

erhöht. Die Anpassungen der  

Allgemeinen Nebenbestimmungen 

(ANBest-P sowie der ANBest-I) ist 

bereits erfolgt, auch die VVöA sowie 

die IMBek wurden bereits  

aktualisiert. Die obigen Wertgrenzen 

gelten für staatliche und kommunale 

Auftraggeber wie auch für juristische 

Personen des öffentlichen Rechts 

i.S.d. des Art. 105 Abs. 2 der  

Bayerischen Haushaltsordnung.  

Fördermittelempfänger müssen sich 

nach den Bestimmungen der Förder-

mittelgeber richten.  

 

Wichtig ist, dass diese Wertgrenzen-

regelungen gemäß Art. 21 Abs. 4 

BayWiVG bis 31. Dezember 2029  

befristet sind.  

 

2. Verwaltungsvorschrift zum  

öffentlichen Auftragswesen 

(VVöA) 

 

Die VVöA gilt für staatliche  

Aufträge.  

 

Bei Liefer-, Dienst- oder freiberufli-

chen Leistungen ist gemäß Ziffer 1.2 

ein Direktauftrag bis zu einer Wert-

grenze von 100.000,00 € ohne  

Umsatzsteuer zulässig. Um die Haus-

haltsgrundsätze der Wirtschaftlich-

keit und Sparsamkeit zu wahren (was 

natürlich auch immer notwendig ist), 

kann beispielsweise eine Markterkun-

dung formlos als Abfrage bei  

mehreren Anbietern, im Internet oder 

durch eine ex-ante-Veröffentlichung 

über BayVeBe stattfinden.  

 

Nach Ziffer 1.3 kann eine  

Verhandlungsvergabe oder eine  

Beschränkte Ausschreibung ohne 

Teilnahmewettbewerb bis zum  

jeweiligen Schwellenwert des  

§ 106 GWB erfolgen. Es wird jedoch 

auf die Veröffentlichungspflicht nach 

§ 30 Abs. 1 UVgO hingewiesen.  

Dieser besagt, dass bei Durchführung 

einer Verhandlungsvergabe oder  

einer Beschränkten Ausschreibung 

jeweils ohne Teilnahmewettbewerb 

nach der Auftragsvergabe über diese 

ab einem Auftragswert von  

25.000,00 € ohne Umsatzsteuer auf 

seinen Internetseiten oder Internet-

portalen entsprechend informieren 
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muss (also faktisch eine ex-post-Ver-

öffentlichung).  

 

Bei Bauleistungen wird die  

Wertgrenze für den Direktauftrag ge-

mäß Ziffer 1.6 auf 250.000,- € ohne 

Umsatzsteuer festgelegt. Auch hier 

wird jedoch auf die Markterkundung 

gemäß obiger Ziffer 1.2 verwiesen.  

Die Wertgrenze für die Freihändige 

Vergabe sowie die Beschränkte  

Ausschreibung ohne Teilnahmewett-

bewerb wird auf jeweils  

1.000.000,00 € ohne Umsatzsteuer 

festgelegt. Auch hier wird jedoch auf 

die Veröffentlichungspflicht nach  

§ 20 Abs. 3 und Abs. 4 VOB/A  

verwiesen. Abs. 3 regelt die ex-post-

Bekanntmachung, die auch bei frei-

händigen Vergaben erst ab  

25.000,00 € greift, vgl. die Formulie-

rung in der VVöA. Abs. 4 regelt die 

ex-ante-Bekanntmachung ab einem 

voraussichtlichen Auftragswert von 

25.000,00 €.  

 

Zudem wurde in Ziffer 2.2 noch ein 

Satz 2 eingefügt, der besagt: „Bei  

einem Direktauftrag sind in  

geeigneten Fällen auch KMU und 

Existenzgründungen zu berücksichti-

gen.“ 

 

Zudem wurden die Ziffern 4.2 bis 4.4 

angefügt: 

 

„4.2 Bei binnenmarktrelevanten  

Aufträgen sind unabhängig von den in 

Bayern geltenden Wertgrenzen die 

aus dem europäischen Primärrecht 

ab-geleiteten Grundsätze der  

Transparenz und Gleichbehandlung 

zu beachten. Hinweise zu Vorausset-

zungen und Rechtsfolgen finden sich 

in der Mittei-lung der Kommission 

2006/C 179/02. 

4.3 Die Ressorts treffen für ihren je-

weiligen Geschäftsbereich geeignete 

Vorkehrungen, um sicherzustellen, 

dass Direktaufträge nach sachlichen 

Kriterien beauftragt werden. 

 

4.4 §2 Abs. 2 der Vergabestatistikver-

ordnung und § 6 Abs. 1 des  

Wettbewerbsregistergesetzes sind 

mangels Vorgaben zu verpflichtenden 

Verfahrensregelungen bei einem  

Direktauftrag nicht anwendbar.“ 

 

Auch hier gilt die Befristung der Zif-

fern 1.2, 1.3, 1.6 sowie 1.7 bis 

31.12.2029. 

 

3. IMBek 

 

Auch die Bekanntmachung des  

Bayerischen Staatsministeriums des 

Innern und für Integration über die 

Vergabe von Aufträgen im  

kommunalen Bereich vom 31. Juli 

2018 (AllMBl. S. 547), die zuletzt 

durch Bekanntmachung vom 27. De-

zember 2024 (BayMBl. 2025 Nr. 11) 

geändert worden ist (kurz „IMBek“) 

wurde entsprechend aktualisiert.  

Hierin werden die oben dargestellten 

Wertgrenzen nochmals wiederholt (in 

Ziffer 1.2.1. sowie 1.2.2.). 

Es erfolgt der explizite Hinweis, dass 

auch bei Direktaufträgen der Grund-

satz der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit zu beachten ist und die Mani-

pulations- und Korruptionsgefahr zu 

minimieren ist.  

Die IMBek enthält in Ziffer 1.2.1 

nunmehr lediglich Vorschläge,  

welche Maßnahmen zur Wahrung der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

beispielsweise ergriffen werden  

können. Diese Maßnahmen sind je-

doch nicht verpflichtend. Die  

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

muss jedoch berücksichtigt werden.  
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Auch beim Direktauftrag muss ein 

Mindestmaß an Dokumentation erfol-

gen. Der Wechsel der Bieter muss 

konkret dokumentiert werden (bei-

spielsweise durch das Führen einer 

Liste nach Nr. 7.1.5 der Korruptions-

bekämpfungsrichtlinie). Zudem müs-

sen auch die getroffenen Maßnahmen 

zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit 

und Sparsamkeit dokumentiert wer-

den.  

 

Auch beim Direktauftrag sind in ge-

eigneten Fällen KMU sowie Exis-

tenzgründungen zu berücksichtigen 

(ergibt sich durch Ergänzung der Zif-

fer 2.2. der VVöA, die gemäß 1.1.3 

IMBek auch für Kommunen anzu-

wenden ist).  

 

Auch die Binnenmarktrelevanz ist bei 

Direktaufträgen weiterhin zu prüfen.  

Nicht verpflichtend bei Direktaufträ-

gen sind:  

 

- Ex-ante- und ex-post-Veröf-

fentlichung 

- Anwendung der Teile A, B 

und C der VOB 

- Datenmeldung an die Verga-

bestatistik 

- Eine Abfrage zur Eignung der 

Bieter beim Wettbewerbsre-

gister 

 

Bei Verhandlungsvergaben und  

Beschränkten Ausschreibungen ohne 

Teilnahmewettbewerb ist bei Bauleis-

tungen ab 250.000,00 € netto auch bei 

Inanspruchnahme der Wertgrenze 

(von 1 Mio. €) eine vorherige ex-ante-

Veröffentlichung verpflichtend. 

Diese muss über BayVeBe abrufbar 

sein. Wie bisher, darf die Aufforde-

rung zur Angebotsabgabe sodann erst 

nach einer 7-tägigen Wartefrist  

erfolgen.  

Im Rahmen von Liefer- und Dienst-

leistungen ist eine ex-ante-Veröffent-

lichung nicht notwendig.  

In allen Fällen (Bau-, Liefer- und 

Dienstleistungen) ist bei einer  

Verhandlungsvergabe oder einer  

Beschränkten Ausschreibung ohne 

Teilnahmewettbewerb eine ex-post-

Veröffentlichung ab einem Auftrags-

wert von 25.000,00 € netto  

notwendig. Diese muss bei Bauleis-

tungen für 6 Monate, bei Liefer- und 

Dienstleistungen für 3 Monate auf 

BayVeBe abrufbar sein.  

 

Es sind in den oben genannten  

Verfahren mindestens drei Bewerber 

zur Angebotsabgabe aufzufordern 

(Ziffer 1.5.1). Wichtig ist zudem, dass 

eine ausreichende Streuung stattfin-

det, d.h. es ist mindestens ein  

Unternehmen aufzufordern, das nicht 

aus dem gleichen Landkreis bzw. der 

gleichen kreisfreien Stadt kommt 

(Ziffer 1.5.2).  Ein Wechsel der Bieter 

ist zudem vorzunehmen und insbe-

sondere zu dokumentieren. Die Doku-

mentationspflicht ist umfassend in 

Ziffer 1.10 geregelt.  

 

Die Sonderregelungen für freiberufli-

che Dienstleistungen (zuvor 1.11) 

wurden aufgehoben. Das vereinfachte 

Verfahren ist aufgrund der nunmehr 

allgemein deutlich höheren Wertgren-

zen nicht mehr notwendig.  

 

4. Allgemeine Nebenbestimmun-

gen bei Bayerischen Förder-

programmen 

 

In den ANBest-P sowie den ANBest-

I (jeweils nur die Bayerischen  

Nebenbestimmungen) wurde Ziffer 

3.2, der die Direktvergaben betrifft, 

wie folgt neu formuliert: 
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„3.2 Aufträge im Wert von bis zu 

100.000,00 € (ohne Umsatzsteuer) 

können unter Berücksichtigung der 

Haushaltsgrundsätze der Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit direkt  

vergeben werden.“ 

 

Entscheidend ist jedoch bei geförder-

ten Projekten immer der Blick in den 

Förderbescheid selbst und in die  

allgemeinen Nebenbestimmungen 

zum Bescheid. Wichtig ist auch, ob 

statische oder dynamische  

Verweisungen vorgenommen worden 

sind. Sofern Bundes- oder EU-För-

dermittel im Spiel sind, greifen deren 

Nebenbestimmungen. (SC) 

 

 

Binnenmarktrelevanz und grenz-

überschreitendes Interesse ange-

sichts der neuen Wertgrenzen 
 

 

 

I. Unionsrecht in der Unter-

schwellenvergabe 

 

Allgemein wird angenommen, dass 

sich die Vergabeverfahren in die zwei 

entscheidenden Kategorien Ober- und 

Unterschelle unterteilen lassen.  

Unionsrechtlichen Einflüssen unter-

liegt überwiegend die Auftrags-

vergabe im Oberschwellenbereich. 

EuGH und europäische Kommission 

ordnen bestimmte unterschwellige 

Aufträge jedoch noch der dritten  

Kategorie der Binnenmarktrelevanz 

zu. Weist ein Auftrag Binnenmarktre-

levanz auf, sind neben dem nationalen 

Vergaberecht auch unionsrechtliche 

Grundsätze zu beachten, um ein 

rechtskonformes Verfahren sicherzu-

stellen. Ein Auftrag, der nach  

nationalen Vorschriften verfahrens-

frei vergeben werden kann, etwa ein 

Direktauftrag, erfordert dann doch ein 

bestimmtes Vorgehen. 

 

Bei der Feststellung der Binnen-

marktrelevanz spielt der Auftragswert 

eine entscheidende Rolle. In Bayern 

können seit dem 01.01.2025 auch 

Aufträge mit relativ großem Volumen 

ohne Vergabeverfahren vergeben 

werden. Diese Direktvergaben  

können im Einzelfall im Konflikt mit 

Unionsrecht stehen, sodass regelmä-

ßig die Vereinbarkeit mit dem  

Binnenmarkt zu prüfen ist. 

 

 

Auch privatrechtlich organisierte 

Auftraggeber, die z. T. „vergabe-

rechtsfrei“ agieren können, dürfen 

Aufträge mit Binnenmarktrelevanz 

nur unter Wahrung der unionsrechtli-

chen Grundprinzipien vergeben.  

 

 

II. Prüfung der Binnenmarkt-

relevanz 

 

Ein Auftrag ist relevant für den  

Binnenmarkt, wenn er ein grenzüber-

schreitendendes Interesse hervorruft. 

Das ist der Fall, wenn sich der Kreis 

potenzieller Interessenten nicht auf 

Inländer beschränkt. Der BGH  

beurteilt das Vorhandensein des 

grenzüberschreitenden Interesses  

anhand einer Prognose der konkreten 

Marktverhältnisse. Um den Markt  

näher zu bestimmen, wird  

 

- der Branchenkreis (nach Art 

des Auftragsgegenstandes) 

- das Auftragsvolumen 

- und der Erfüllungsort 

 

betrachtet.  
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Ist der Auftrag in der einschlägigen 

Branche wegen eines entsprechend 

großen Auftragsvolumens und  

aufgrund der geographischen Lage 

des Leistungsortes oder wegen  

technischer Merkmale für einen inter-

nationalen Bieterkreis interessant, ist 

eine grenzüberschreitende Ausfüh-

rung in Betracht zu ziehen. In grenz-

nahen Regionen kann ein solches  

Interesse bereits bei relativ niedrigen 

Auftragswerten anzunehmen sein. 

Nur Aufträge von wirtschaftlich sehr 

geringer Bedeutung können im  

Regelfall tatsächlich ausgenommen 

werden. Das traf auf Direktaufträgen 

nach den bisher geltenden Wertgren-

zen meist zu. Nach Anhebung der 

Wertgrenzen ist die wirtschaftliche 

Geringwertigkeit nicht mehr indiziert. 

Die einzelnen Faktoren sollten daher 

im konkreten Einzelfall näher be-

trachtet und bewertet werden. 

 

 

III. Folgen der Binnenmarktre-

levanz 

 

Wird die Binnenmarktrelevanz  

bejaht, gelten die aus EU-Primärrecht 

abgeleiteten Grundprinzipien: 

 

- Verbot der Diskriminierung 

aufgrund der Staatsangehörig-

keit 

- Gleichbehandlungsgebot 

- Transparenzgebot  

 

Diese Prinzipien ergeben konkreten 

Handlungsbedarf dahingehend, dass 

die Vergabe an die Öffentlichkeit 

kommuniziert wird, dokumentiert 

wird und alle Bieter fair in das  

Verfahren eingebunden werden. 

 

Ein Verstoß gegen die bezeichneten 

Grundsätze kann nicht im Wege eines 

Nachprüfungsverfahren geltend ge-

macht werden. Zwei weitere  

rechtliche Risiken sind jedoch  

abzuwägen. Zum einen können  

Verstöße gegen vergaberechtliche 

Vorgaben zu einer Rückforderung 

von EU-Fördermitteln führen, zum 

anderen kann ein Verstoß Anlass zu 

einem Vertragsverletzungsverfahren 

geben. 

 

Diese Risiken werden vermieden,  

indem die Vergabeabsicht vorab über 

das Internet, etwa als freiwillige  

kostenlose Bekanntmachung über die 

Plattform TED veröffentlicht wird. 

Daneben sollte ein Augenmerk darauf 

gerichtet sein, dass die Vertragsbedin-

gungen potenzielle Interessenten aus 

anderen Mitgliedstaaten nicht pau-

schal ausschließen. 

 

Dieses Vorgehen empfiehlt sich  

insbesondere bei Aufträgen mit  

größeren Volumen oder Leistungen in 

Grenznähe, hier kann die  

Binnenmarktrelevanz selten sicher 

ausgeschlossen werden. (SD) 

 
Quellen:  

 

- EuGH v. 23.12.2009 - C-376/08 -  

VergabeR 2010, 469. 
- BGH v. 30.08.2011 – X ZR 55-10. 
- EuG, Urteil vom 29.5.2013 – Rs. T-

384/10, Rn. 114. 
- EuGH-Urteil v. 26.05.2016 in den 

Rs C-260/14 u. C-261/14.  
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